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Vorwort


		




		

			Mit der gegenständlichen Publikation wird die „Schriftenreihe Planungs- und Verfahrensrecht für Technik und Wirtschaft“, die mit der Publikation „Umweltverfahren für Betriebe. Basics & Best Practices: Projekte rechtssicher planen und umsetzen“ begonnen und der Publikation „Abfallrecht für Betriebe. Basics & Best Practices: der richtige Umgang mit Abfällen“ fortgesetzt wurde, um einen 3. Band erweitert.


			Dieser ist als Ratgeber zur Wahrnehmung der verwaltungsstrafrechtlichen Verantwortung in Betrieben unterschiedlicher Unternehmensgröße und Branchen konzipiert, für die ausgewählte Rechtsbereiche näher betrachtet und die zugehörige jüngere Judikatur der Verwaltungsgerichte im Hinblick auf daraus ableitbare allgemeine Leitlinien beurteilt wurden.


			Gewerbeunternehmen und Industriebetriebe sind einer Vielzahl öffentlich-rechtlicher Vorschriften unterworfen, die eingehalten werden müssen, um für die jeweiligen Verantwortlichen im Unternehmen Risiken zu vermeiden, die nicht nur verwaltungsstrafrechtliche Folgen haben, sondern auch zu Problemen in anderen Rechtsbereichen führen können. Diese Risiken sind den Beteiligten vielfach bewusst und es wird oft auch schon jetzt versucht, diese durch entsprechende organisatorische und/oder technische Maßnahmen „beherrschbarer“ zu machen.


			Dafür sind rechtssichere Kontrollsysteme erforderlich, die jedenfalls die in einschlägigen Zertifizierungsnormen geforderten Managementstrukturen hinsichtlich Organisation, Instruktion, Kontrolle, Kommunikation und Umsetzung der Pflichten inklusive Sanktionen beachten. Darauf basierende Zertifikate, z. B. gemäß ÖNORM ISO 45001, zu haben, hat sich zwischenzeitig ziemlich etabliert bzw. werden diese von Kunden oft verlangt. Den Anforderungen des Landesverwaltungsgerichts (LVwG) und insbesondere des Verwaltungsgerichtshofes (VwGH) konnte aber auch bei Vorliegen derartiger Zertifikate in den meisten Fällen von Verletzungen öffentlich-rechtlicher Vorschriften nicht entsprochen werden. 


			Ein in der jüngeren Vergangenheit teilweise erfolgter Paradigmenwechsel der verwaltungsgerichtlichen Judikatur hat die Autoren des gegenständlichen Fachbuches veranlasst, gemeinsam mit Vertretern des LVwG OÖ, umfangreiche Recherchen dazu in ausgewählten Rechtsbereichen durchzuführen und unter Einbindung des Arbeitsinspektorates zu definieren, welche Grundvoraussetzungen ein effektives internes Kontrollsystem (IKS) erfüllen muss. Die berufliche Praxis sowohl aus betrieblicher als auch anwaltlicher Sicht haben wir in unsere Arbeit ebenfalls bestmöglich einfließen lassen. Daraus abgeleitet wurde dieser Leitfaden erstellt, der zwar keine generelle Anleitung für ein „gerichtsfestes“ Kontrollsystem anbieten kann, aber – vielfach abgeleitet aus den von den Verwaltungsgerichten aufgezeigten Mängeln – darlegt, welche Grundvoraussetzungen ein effektives internes Kontrollsystem erfüllen muss, um die im Verwaltungsrecht herrschende Verschuldensvermutung (siehe Kapitel 3.2) widerlegen zu können. Dies ist notwendig, damit die Behörden bzw. Gerichte eine positive Gesamtbeurteilung über sämtliche nachzuweisende Maßnahmen abgeben können.


			Das Fachbuch richtet sich vor allem an jene Vertreter bzw. Geschäftsführer eines Unternehmens, die von den Risiken verwaltungsrechtlicher Übertretungen im Rahmen ihrer Berufsausübung betroffen sind, aber auch an deren Rechtsberater und die Managementverantwortlichen, die die Voraussetzungen für eine rechtssichere Risikovermeidung schaffen müssen.


			In Kapitel 7 geben wir einen Überblick zu internationalen Standards und Best-Practice-Erfahrungen für Compliance-Strukturen und zeigen auf, wie auf dieser Basis ein wirksames Compliance-Management-System (CMS) aufgebaut werden kann. Dabei gehen wir auch insbesondere auf die ÖNORM ISO 37301 ein, welche einen Anforderungskatalog für ein wirksames CMS definiert. Die Norm stellt auch die aktuelle Grundlage für eine Zertifizierung durch eine unabhängige akkreditierte Organisation, wie etwa die Zertifizierungsstelle von Austrian Standards, dar. Mit einer solchen Zertifizierung soll die Erfüllung aller rechtlichen Verpflichtungen nach außen sowie nach innen sichergestellt werden. Zudem kann die Zertifizierung auch in Verwaltungsstrafverfahren genutzt werden, um die Nachweisführung für ein wirksames internes Kontrollsystem zu unterstützen.


			Aus Aktualitätsgründen haben wir bei den Materienrechten in Kapitel 4 auch das in der Praxis aktuell kontrovers diskutierte Thema „Lieferkettensorgfaltspflichten“ aufgenommen. Einerseits gehen wir auf die Auswirkungen des seit Anfang 2023 geltenden deutschen Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes auf österreichische Zulieferbetriebe ein. Andererseits geben wir einen Ausblick auf das derzeit im Entwurfsstadium befindliche „EU-Lieferkettengesetz“, welches umfassende Sorgfaltspflichten für österreichische Unternehmen mit sich bringen wird.


			Über Ihre Kommentare, Ihr Feedback und Ihre Verbesserungsvorschläge freuen wir uns und ersuchen diese an verlag@austrian-standards.at oder direkt an unsere Kontaktdaten gemäß Autorenporträt am Ende des Buches zu senden.
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1 Vermeidung unternehmerischer Risiken durch IKS
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1 Vermeidung unternehmerischer Risiken durch IKS


			
1.1 Einleitung


			Compliance generell betrachtet steht für das Einhalten von Gesetzen, internen Regelungen und ethischen Standards in privaten und öffentlichen Unternehmen und wird im Wirtschaftsleben mittlerweile meist durch die oben angeführte Einrichtung von Compliance-Management-Systemen (CMS) umgesetzt.


			Das gegenständliche Fachbuch behandelt im Wesentlichen einen Teilbereich daraus und zwar Compliance im öffentlichen Recht und deren Risikobeherrschung durch interne Kontrollsysteme. Allgemeines zu CMS wird in Kapitel 7 vorgestellt.


			Öffentlich-rechtliche Vorschriften und die Konsequenzen bei Nichteinhaltung sind im Privatleben vieler Menschen, z. B. durch die Teilnahme am Straßenverkehr bzw. generell am öffentlichen Leben, nichts Unbekanntes. Wer kennt sie nicht: die Strafen etwa bei Überschreitungen der Geschwindigkeitsbegrenzungen, die man gemäß Anonym- oder Organstrafverfügung bezahlt und die – sofern diese nicht ursächlich für einen Verkehrsunfall mit Sach- und/oder Personenschaden waren – mit keinen weiteren Folgen einhergehen.


			Nicht so „unproblematisch“ stellt sich das Verwaltungsstrafrecht dann dar, wenn man als verantwortliche Person in einem Unternehmen dafür einstehen muss, dass sämtliche öffentlich-rechtliche Vorschriften eingehalten werden, die in Unternehmen für alle Bau-, Betriebs- und Produktionsphasen, für Einkauf, Vertrieb, Finanzbereich etc. gelten.


			Treten damit verbundene Risiken ein, kann eine Sanktionsspirale in Gang gesetzt werden, die über das Verwaltungsstrafrecht hinausgehend auch kriminalstrafrechtliche, zivilrechtliche, wettbewerbsrechtliche und/oder finanzstrafrechtliche Folgen haben kann. Wen diese treffen, ist durch den Gesetzgeber vorgegeben bzw. kann in manchen Fällen in der Organisation delegiert werden. Entsprechend wahrgenommen kann sie aber nur werden, wenn eine auseichende Organisationssorgfalt in Form eines wirksamen internen Kontrollsystems (IKS) nachgewiesen werden kann.


			
1.2 Problemstellung


			Die Anforderungen an ein wirksames, gleich gerichtsfestes, internes Kontrollsystem sind vielfältig und werden in Kapitel 2 ausführlich beschrieben.


			Der Nachweis, dass eine ausreichende Organisationssorgfalt besteht, muss aufgrund der im Verwaltungsstrafverfahren grundsätzlich herrschenden Verschuldensvermutung vom Unternehmen bzw. deren Verantwortlichen – nicht von der Verwaltungsstrafbehörde – durch Dokumentation eines „gerichtsfesten“ internen Kontrollsystems erbracht werden. Die damit verbundenen und für das Weiterlesen notwendigen „Eckpfeiler“ im Verwaltungsstrafverfahren werden in Kapitel 3 näher beschrieben.
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